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Die Ergänzungsleistungen zur AHV

Das Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung (Ergänzungsleistungsgesetz) vom 19. März 1965 wird auf
den 1.Januar 1966 in Kraft treten. Durch dieses Subventionsgesetz werden nicht
den einzelnen Bezugsberechtigten Leistungen zugesichert und ausgerichtet.
Vielmehr bestimmt es, daß Kantone, die auf Grund eigener, den Anforderungen
dieses Gesetzes entsprechender Bestimmungen den Bezügern von Renten der
Alters- und Hinterlassenenversicherung sowie der Invalidenversicherung
Ergänzungsleistungen gewähren, Beiträge erhalten.

In der Schweiz wohnhaften Schweizer Bürgern, denen eine Rente der AHV,
eine Rente oder eine Hilflosenentschädigung der IV zusteht, muß ein Anspruch
auf Ergänzungsleistungen eingeräumt werden, soweit das anrechenbare Einkom-

'

men 3000 Franken für Einzelpersonen, 4800 Franken für Ehepaare und 1500
Franken für Waisen nicht erreicht. In der Schweiz wohnhafte Ausländer und
Staatenlose sind den Schweizer Bürgern gleichzustellen, wenn sie sich unmittelbar

vor dem Zeitpunkt, in dem die Ergänzungsleistung verlangt wird, ununterbrochen

15 Jahre in der Schweiz aufgehalten haben. Der Anspruch auf
Ergänzungsleistung darf nicht von einer bestimmten Wohn- oder Aufenthaltsdauer im
betreffenden Kanton oder vom Besitz der bürgerlichen Ehren und Rechte
abhängig gemacht werden. Armengenössige dürfen nicht vom Anspruch
ausgeschlossen werden.

Zur Berechnung des Einkommens ist festzuhalten, daß in einem Gesetz auf dem
Gebiet der schweizerischen Sozialversicherung die aus Krankheit erwachsenden
Lasten als abzugsberechtigt beziehungsweise nicht anrechnungspflichtig erklärt
werden. Damit das Ergänzungsleistungsgesetz in den einzelnen Kantonen wirksam

werde, haben diese demnach besondere Vorschriften darüber zu erlassen
oder bereits bestehende Bestimmungen über Alters- und Invalidenfürsorge den
Anforderungen des Bundesgesetzes anzupassen.

In der letzten Sitzung der Eidgenössischen Kommissionfür die AHV/ IV konnte das
Bundesamt für Sozialversicherung bekanntgeben, daß die Ergänzungsleistungen
in 17 Kantonen auf den 1.Januar 1966 ausgerichtet werden, während von 4 anderen

Kantonen bekannt war, daß sie auf diesen Zeitpunkt nicht zurechtkommen
werden. Aus den 4 übrigen Kantonen lagen noch keine Informationen vor.
Einzelne Kantone, die ihre Bestimmungen verspätet erlassen werden, wären
offenbar bereit, die Ergänzungsleistungen rückwirkend auf den 1.Januar 1966
auszurichten, wenn ihnen für diesen Fall die im Gesetz festgelegten Bundesbeiträge

zugesichert würden.
Die Eidgenössische Kommission für die AHV/IV hat deshalb beschlossen,

dem Bundesrat die Aufnahme der folgenden Bestimmung in die Vollzugsverordnung
zu beantragen : «Kantone, die ihre Bestimmungen über die Gewährung der

Ergänzungsleistungen im Verlaufe des Jahres 1966 erlassen, erhalten die
Bundesbeiträge auch für rückwirkend ausgerichtete Leistungen ab 1.Januar 1966».
Entspricht der Bundesrat der Anregung der AHV/IV-Kommission, so ist jedenfalls

vom Bund aus dafür gesorgt worden, daß alle nach dem Bundesgesetz
anspruchsberechtigten Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenrentner auf den
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes, das heißt auf den 1.Januar 1966, in den
Genuß der Ergänzungsleistungen kommen.
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